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(3) Erfolgt in der Zeit der Schulferien eine zeitweilige Be­
treuung der geschädigten Kinder in der Einrichtung, so ist das 
eine Form der Ferienbetreuung, für die im Sinne einer Be­
urlaubung zu den Schulferien Anspruch auf Pflegegeld, Blin­
dengeld bzw. Sonderpflegegeld gemäß Abs. 1 besteht. Dieser 
wird mit der Auszahlung zu Beginn der Sommerferien abge­
golten.

§65

(1) Für Kinder bis zum vollendeten 18. Lebensjahr mit An­
spruch auf Pflegegeld, Blindengeld bzw. Sonderpflegegeld 
wird bei einer ununterbrochenen Beurlaubung aus einem 
Krankenhaus, Pflegeheim, Heim für geschädigte Kinder und 
Jugendliche bzw. Rehabilitationszentrum für Berufsbildung

a) von mindestens 15 Kalendertagen
— Pflegegeld in Höhe von 50 %,
— Blindengeld bzw. Sonderpflegegeld bis zur Voll­

endung des 16. Lebensjahres in Höhe von 50 %,
— Blindengeld bzw. Sonderpflegegeld ab Vollendung des 

16. Lebensjahres in Höhe von 75 %,
b) von mindestens 4 Wochen Pflegegeld, Blindengeld bzw.

Sonderpflegegeld in Höhe von 100 %
des Betrages gezahlt, auf den sie bei ständiger häuslicher Be­
treuung für 1 Monat Anspruch haben.

(2) Bei mehrmaligen Beurlaubungen von jeweils weniger 
als 15 Kalendertagen werden die Urlaubstage addiert. Für je 
15 Kalendertage Beurlaubung wird in dem Monat, in dem 
15 Kalendertage Beurlaubung erreicht werden, Pflegegeld, 
Blindengeld bzw. Sonderpflegegeld gemäß Abs. 1 Buchst, а ge­
zahlt.

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 gelten auch für 
Schüler in Schulintematen bzw. in Sonderschulen an Einrich­
tungen des Gesundheits- und Sozialwesens mit ganzjähriger 
Betreuung, mit Ausnahme der Zeit der Schulferien, für die 
gemäß § 64 Anspruch besteht.

(4) Besteht für Schüler in Schulintematen bzw. Sonderschu­
len an Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens An­
spruch auf Pflegegeld, Blindengeld bzw. Sonderpflegegeld ge­
mäß § 63 Abs. 1 und verbringen diese Schüler im Zusammen 
hang mit unterrichtsfreien Tagen ein verlängertes Wochen­
ende zu Hause, so ergeben sich daraus keine zusätzlichen An­
sprüche gemäß Abs, 2.

(5) Besteht neben einem Anspruch gemäß § 63 für 1 Monat 
gleichzeitig ein Anspruch auf Pflegegeld, Blindengeld bzw. 
Sonderpflegegeld gemäß den Absätzen 1 bis 13, ist dieses in 
der Höhe zu zahlen, daß es zusammen mit dem Betrag gemäß 
§ 63 den bei ständiger häuslicher Betreuung bestehenden An­
spruch nicht übersteigt.

(6) Die Zahlung des Pflegegeldes, Blindengeldes bzw. Son- 
derpflegegeldes erfolgt durch die in den Absätzen 1 und 3 ge­
nannten Einrichtungen. Bei nichtstaatlichen Einrichtungen 
erfolgt die Zahlung durch die zuständige Dienststelle der So­
zialversicherung.

§66

(1) Anspruchsberechtigte auf Pflegegeld, Blindengeld bzw. 
Sonderpflegegeld, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, 
erhalten bei einer ununterbrochenen Beurlaubung von min­
destens 4 Wochen aus einem Krankenhaus, Feierabend- oder 
Pflegeheim, Heim für geschädigte Kinder und Jugendliche, 
Schulintemat bzw. Rehabilitationszentrum für Berufsbildung 
Pflegegeld, Blindengeld bzw. Sonderpflegegeld in Höhe des 
Betrages, auf den sie bei ständiger häuslicher Betreuung für 
1 Monat Anspruch haben.

(2) Die Zahlung des Pflegegeldes, Blindengeldes bzw. Son­
derpflegegeldes erfolgt durch die im Abs. 1 genannten Ein­
richtungen. Bei nichtstaatlichen Einrichtungen erfolgt die 
Zahlung durch die zuständige Dienststelle der Sozialversiche­
rung.

Zu § 58 Abs. 2 der Verordnung:

§67
Als bein- oder armamputiert gelten auch Personen, bei de­

nen nur ein Teil des Unterschenkels oder des Unterarmes 
amputiert wurde.

Zu § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 der Verordnung:

§68
Als dreifach amputiert gelten Personen, bei denen eine 

Hand und beide Unterschenkel amputiert wurden.

Zu § 63 der Verordnung:
§69

(1) Die zuständige Dienststelle der Sozialversicherung ist
a) für Versicherte der Sozialversicherung der Arbeiter und 

Angestellten sowie für Personen mit Rentenanspruch ge­
mäß den §§ 11, 15 und 16 der Verordnung die für den 
Wohnort des Anspruchsberechtigten zuständige Verwal­
tung der Sozialversicherung des Kreisvorstandes des 
Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes,

b) für Versicherte der Sozialversicherung bei der Staatlichen 
Versicherung der Deutschen Demokratischen Republik 
die für den Wohnort des Anspruchsberechtigten zustän­
dige Kreisdirektion/Kreisstelle der Staatlichen Versiche­
rung der Deutschen Demokratischen Republik.

(2) Die zuständige Dienststelle der Sozialversicherung ist 
für Frauen, die nicht sozialpflichtversichert sind und einen 
Anspruch auf Altersrente gemäß § 4 bzw. Invalidenrente ge­
mäß § 12 der Verordnung haben, die für den Wohnort des 
Anspruchsberechtigten zuständige

a) Verwaltung der Sozialversicherung des Kreisvorstandes 
des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes, wenn der 
Ehegatte bei der Sozialversicherung der Arbeiter und 
Angestellten versichert ist,

b) Kreisdirektion/Kreisstelle der Staatlichen Versicherung 
der Deutschen Demokratischen Republik, wenn der Ehe­
gatte bei der Sozialversicherung der Staatlichen Versi­
cherung der Deutschen Demokratischen Republik ver­
sichert ist,

c) Verwaltung der Sozialversicherung des Kreisvorstandes 
des Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes, wenn diese 
Frauen alleinstehend sind bzw. der Ehegatte nicht ver­
sichert ist.

(3) Besteht zur Zeit der Rentenantragstellung gleichzeitig 
-ein Versicherungsverhältnis bei der Sozialversicherung der 
Arbeiter und Angestellten und der Sozialversicherung bei der 
Staatlichen Versicherung der Deutschen Demokratischen Re­
publik, ist die Leistung bei der zuständigen Verwaltung der 
Sozialversicherung des Kreisvorstandes des Freien Deutschen 
Gewerkschaftsbundes zu beantragen.

(4) Der Bescheid über die Gewährung einer Leistung muß 
den Zahlungsbeginn, die Höhe und Berechnung der Leistung 
sowie die Rechtsmittelbelehrung enthalten.

(5) Der Bescheid über die Ablehnung einer Leistung muß 
die für die Ablehnung maßgebenden Gründe sowie die Rechts­
mittelbelehrung enthalten.

Zu § 67 der Verordnung:
§70

(1) Bei Berufskrankheiten gilt die Erstattung der ärztlichen 
oder betrieblichen Meldung über eine Berufskrankheit oder 
über den Verdacht einer Berufskrankheit als Antragstellung.

(2) Beginnt die Zahlung der Rente nicht am Ersten eines 
Kalendermonats, ist die monatliche Rente durch 30 zu divi­
dieren. Der so errechnete Tagessatz ist für dia.verbleibenden 
tatsächlichen Kalendertage des Monats zu zahlen.


